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Per E-Mail 

An die 
Rundfunkkommission der Länder 

Frankfurt, 31.07.2025 

Stellungnahme von ARD, ZDF und Deutschlandradio zum Entwurf des Digitale Medien -Staats-
vertrags (DMStV) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Namen der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, ZDF und Deutschlandradio 
danken wir für die Möglichkeit, zum Entwurf des Digitale Medien-Staatsvertrags (DMStV) Stellung 
nehmen zu dürfen. 

Wir beschränken uns in unserer Stellungnahme auf die Regelungen des Entwurfs, welche den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk unmittelbar betreffen. 

§ 31l Abs. 1 S. 3 MStV-E

Wir halten die formelle Zuweisung der zusätzlichen Aufgaben und Befugnisse an den Rundfunkdaten-

schutzbeauftragten und die hieraus folgende Änderung des § 31l MStV (im Diskussionsentwurf wird 

dieser – vermutlich versehentlich – als § 31k MStV bezeichnet) vor dem Hintergrund des Gebots der 

Staatsferne und der Unabhängigkeit der Aufsicht grundsätzlich für konsequent. 

In materieller Hinsicht ist die TTPW-VO für die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten allerdings 

nicht anwendbar.  

Auch wenn der Begriff der “politischen Werbung” i.S.d. TTPW-VO laut Diskussionsentwurf nicht dem 

Begriff der “Werbung politischer Art” im MStV gleichzusetzen ist, ist vor dem Hintergrund der Vorgaben 

des MStV für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk kein Anwendungsbereich für politisches Targeting 

oder Anzeigeschaltungsverfahren gemäß der TTPW-VO ersichtlich.  
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Auch mit Blick auf Art. 2 Abs. 2 TTPW-VO und den darauf bezogenen Erwägungsgrund 28 ist von der 

Nichtanwendbarkeit der TTPW-VO für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk auszugehen. Hiernach soll 

die Verordnung nicht gelten, wenn ein bestimmter öffentlicher Raum für die Vorstellung von Kandida-

ten ausdrücklich gesetzlich vorgesehen und kostenlos zur Verfügung gestellt wird, z.B. durch eine 

bestimmte Sendezeit im Fernsehen, sofern dies fair und diskriminierungsfrei und auf der Grundlage 

transparenter und objektiver Kriterien erfolgt – so wie dies für Wahlwerbung angenommen werden 

kann.  

 

§ 94 Abs. 4 MStV-E 

 

In Zusammenhang mit § 94 Abs. 4 MStV-E bzw. dem Verweis auf Art. 18 Abs. 4 EMFA sind aus 

unserer Sicht Defizite bei der Durchsetzung zu befürchten. 

  

Durch die Regelung des Art. 18 EMFA sollte erreicht werden, dass Inhalte von Mediendiensteanbie-

tern, die auf sehr großen Online-Plattformen (VLOPs) verbreitet werden, nicht Gegenstand einer un-

angemessenen zweiten inhaltlichen Kontrolle der Plattformbetreiber werden.  

 

Artikel 18 EMFA weist jedoch mehrere Probleme auf: U. a. fehlen konkrete Fristen, die von den VLOPs 

einzuhalten sind. Die in Artikel 18 Abs. 6 und 7 EMFA vorgesehenen Verfahren erscheinen schwach 

und könnten von den VLOPs missbraucht, verzögert oder verlangsamt werden. Untersuchungen im 

Rahmen des DSA und des DMA haben weitreichende Verstöße der VLOPs aufgedeckt – von der 

Nichtbekämpfung illegaler Inhalte bis hin zu undurchsichtigen Werbepraktiken. Dennoch enthält der 

EMFA (anders als der DSA) keine direkten Sanktionen für Verstöße gegen Art. 18 EMFA. 

  

Es wäre daher wünschenswert, die Landesmedienanstalten u. a. im Rahmen ihrer Mitwirkung im Eu-

ropäischen Gremium für Mediendienste nach Art. 18 Abs. 6 und 7 EMFA zu verpflichten, bei einer 

Meldung durch einen deutschen Mediendienstanbieter diese Fälle aufzugreifen und sie gegenüber der 

Kommission unverzüglich anzuzeigen. 

  

Unserer Ansicht nach sollte ein Verstoß gegen Artikel 18 EMFA zumindest dazu führen, dass die 

Kommission ein vorrangiges Verfahren gegen den betreffenden VLOP wegen eines qualifizierten Ver-

stoßes gegen die Art. 17 und 20 DSA einleitet. Aus Artikel 18 Absätze 4 und 5 EMFA geht hervor, 

dass die beiden Verordnungen eng miteinander verzahnt sind: Bei einem Verstoß gegen Artikel 18 

EMFA muss aufgrund der besonderen Bedeutung der Mediendiensteanbieter auch ein – dann sogar 

qualifizierter – Verstoß gegen die entsprechenden Bestimmungen des DSA vorliegen. Diese beson-

dere Bedeutung und die Verbindung zwischen EMFA und DSA wird auch in EG 55 des EMFA hervor-

gehoben. Auch hierauf sollten die Landesmedienanstalten über das Europäische Gremium für Medi-

endienste hinwirken. 

 

Diese Aspekte könnten ergänzend in § 94 Abs. 4 MStV-E aufgegriffen werden. 

 

§ 111 Abs. 4 MStV-E 

 

Hier soll den Landesmedienanstalten die Aufsicht bezüglich der gemäß TTPW-VO vorgegebenen 

Sorgfalts-, Transparenz-, Informations- und Berichtspflichten zugewiesen werden.  

 

Da wir – wie oben zur vorgesehenen Ergänzung von § 31l MStV-E bereits dargelegt – die öffentlich-

rechtlichen Rundfunkanstalten nicht im materiellen Anwendungsbereich der TTPW-VO sehen, gehen 

wir davon aus, dass die Aufsichtsregelung allein für Privatanbieter gilt.  

Sollte hingegen seitens der Gesetzgebung eine materielle Anwendbarkeit der TTPW-VO für den öf-

fentlich-rechtlichen Rundfunk angenommen werden, weisen wir hilfsweise darauf hin, dass mit Blick 

auf eine für diesen staatsfern und unabhängig zu organisierende Aufsicht, eine Aufsichtszuständigkeit 

der Landesmedienanstalten nicht in Betracht kommt. Vielmehr wäre diese – analog der für § 113 a 

MStV-E vorgesehenen Regelung - den Aufsichtsgremien der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 

zuzuweisen. 
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§ 111 Abs. 5 MStV-E

§ 111 Abs. 5 MStV-E sieht in seiner derzeitigen Fassung zunächst die Zuständigkeit der Landesme-
dienanstalten für die Einhaltung von Art. 5 KI-VO (Verbotene AI-Praktiken) und Art. 50 Abs. 1, 2, 4 und
5 KI-VO (Transparenzpflichten) vor. Weiterhin benennen die Landesmedienanstalten einen gemein-
samen Beauftragten für die Zusammenarbeit mit der Marktüberwachungsbehörde, weiteren Behörden
und der Europäischen Kommission. Dieser Beauftragte soll die jeweils betroffene Rundfunkanstalt in
das Verfahren einbeziehen.

Damit findet die besondere Ausgestaltung der Gremienaufsicht über die öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten keine ausreichende Berücksichtigung. Die Aufsicht über den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk erfolgt in staatsferner Art und Weise durch dessen Gremien. Ihre Aufgabe ist es, als Bin-
nenorgan der Rundfunkanstalten in Wahrnehmung des Rechts zur Selbstverwaltung für die Vielfalt 
und Unabhängigkeit u.a. vom Staat zu sorgen und dadurch die Programmfreiheit zu gewährleisten. 
Ein Rückgriff auf die Landesmedienanstalten ist hingegen in Bezug auf die öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten überflüssig und verfassungsrechtlich unzulässig.  
Aufgrund der Programmautonomie der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten ist eine Staatsaufsicht 
gegenüber der anstaltsinternen Kontrolle durch die Gremien subsidiär (vgl. bspw. § 31 Abs. 2 ZDF-
StV, § 28 Abs. 2 S. 1 Deutschlandradio-StV, § 20 Abs. 2 HR-G, Grabenwarter, in: Dürig/Her-
zog/Scholz, Grundgesetz, 106. EL 2024, Art. 5 Abs. 1, Rn. 815). Insofern ist eine Beteiligung der 
Landesmedienanstalten und/oder weiterer Behörden und - soweit er Aufgaben der Aufsicht wahrnimmt 
- eines von diesen benannten Beauftragten an der Aufsicht über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk
systemfremd und nicht mit der Programmfreiheit zu vereinbaren.
Klarstellend sollte daher ergänzt werden, dass die Durchführung der genannten Vorschriften der Ver-
ordnung (EU) 2024/1689 ausschließlich durch die jeweils zuständige Rundfunkanstalt im Rahmen ih-
rer Gremienaufsicht erfolgt, soweit Angebote des öffentlich-rechtlichen Rundfunks betroffen sind.

§ 113a MStV-E

§ 113 Abs. 1 MStV-E benennt die Landesmedienanstalten sowie die Aufsichtsgremien des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks als „nationale Regulierungsbehörde oder -stelle“ im Anwendungsbereich der
Richtlinie 2010/13/EU und der Verordnung (EU) 2024/1083.

Damit wird gewährleistet, dass für Kapitel III des EMFA eine wirkungsvolle, aber auch im dualen Rund-
funksystem sachgerechte Struktur der Aufsicht erreicht wird.  

Dieses im Unterschied zur Regelung in § 111 Abs. 5 MStV-E klare Bekenntnis zur Rolle Gremienauf-
sicht über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk begrüßen wir nachdrücklich. Wir regen an, diese Klar-
heit auch an anderer Stelle des Entwurfs herzustellen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Steffen Janich Felix Mai Dr. Markus Höppener 




